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VORHABENBEZOGENER  

BEBAUUNGSPLAN  

DER STADT TAUBERBISCHOFSHEIM,  

STADTTEIL IMPFINGEN, 

"SOLARPARK IMPFINGEN" 

 

ZUSAMMENFASSENDE ERKLÄRUNG 

NACH § 10A ABS. 1 BAUGESETZBUCH 

 

 

Die nachfolgende zusammenfassende Erklärung beschreibt die Art und Weise, wie die 

Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung bei der 

Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes der Stadt Tauberbischofsheim, 

"Solarpark Impfingen" berücksichtigt wurden und aus welchen Gründen der Plan nach Ab-

wägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten 

gewählt wurde.  

1 Anlass und Ziele der Planung 

Die Stadt Tauberbischofsheim ist in Kontakt mit einem Vorhabensträger, der die Errichtung 

und den Betrieb einer Photovoltaik-Freiflächenanlage auf Teilen der Flurstück Flst.-Nr. 

4297, Flst.-Nr. 4306, Flst.-Nr. 4441, Flst.-Nr. 4443, Flst.-Nr. 4444, Flst.-Nr. 4445 und Flst.-

Nr. 4446 plant. Nach dem Willen des Gesetzgebers sollen für die Stromerzeugung ver-

stärkt regenerierbare Energien wie Wasserkraft, Windkraft und Solarenergie, Biomasse, 

Biogas und Holz sowie die Erdwärme genutzt werden. Der Einsatz moderner leistungs-

starker Technologien zur Nutzung regenerierbarer Energien soll gefördert werden. 

Ziel und Zweck der Planung ist es, die planungsrechtlichen Zulässigkeitsvoraussetzungen 

für ein sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Photovoltaik zu schaffen. 
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2 Verfahren 

Das Bebauungsplanverfahren wurde nach § 12 BauGB als vorhabenbezogener Be-

bauungsplan mit zweistufiger Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gemäß § 3 und 

§ 4 BauGB aufgestellt. 

Zuvor wurde das Vorhaben durch den Gemeinderat der Stadt Tauberbischofsheim ge-

prüft, ob das Vorhaben den Voraussetzungen aus dem Kriterienkatalog für Freiflä-

chen-Photovoltaikanlagen auf dem Gemeindegebiet entspricht. Der Gemeinderat hat 

festgestellt, dass die Voraussetzungen gegeben sind und die Umsetzungsbereitschaft 

erklärt. 

2.1 Verfahrensablauf 

Der Gemeinderat der Stadt Tauberbischofsheim hat in seiner Sitzung vom 31. Januar 2024 

gem. § 12 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Be-

bauungsplans mit Vorhaben- und Erschließungsplan für die Darstellung von zwei Sonder-

gebieten mit der Zweckbestimmung Photovoltaik im Sinne von § 11 Abs. 1 und 2 Baunut-

zungsverordnung (BauNVO) sowie gem. § 74 Landesbauordnung von Baden-Württem-

berg der Erlass zugeordneter örtlicher Bauvorschriften beschlossen. 

Die öffentliche Bekanntmachung erfolgte am 16. Februar 2024. 

Am 24.10.2024 hat der Gemeinderat den Vorentwurf gebilligt und den Beschluss zur früh-

zeitigen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit sowie der Nach-

bargemeinden beschlossen. 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB und die frühzeitige Betei-

ligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB erfolgte vom 18.11.2024 bis 

20.01.2025. 

Die Entwurfsplanung hat der Gemeinderat am 04.06.2025 gebilligt und die förmliche Of-

fenlage beschlossen. Die ortsübliche Bekanntmachung erfolgt am 12.06.2025. Die förmli-

che Offenlage gem. § 3 (2) BauGB und die Einholung der Stellungnahmen gem. § 4 (2) 

BauGB erfolgte vom 16.06.2025 bis 18.07.2025. 

Am 02.10.2025 hat der Gemeinderat der Stadt Tauberbischofsheim in öffentlicher Sitzung 

den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan “Solarpark Impfingen“ und die zusammen mit 

diesem Bebauungsplan aufgestellten örtlichen Bauvorschriften als Satzung beschlossen. 
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3 Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behör-

denbeteiligung 

Während der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und Anhörung der Behörden vom 

18.11.2024 bis 20.01.2025 sowie der öffentlichen Auslegung vom 16.06.2025 bis 

18.07.2025 mit Beteiligung und Benachrichtigung der Behörden und sonstigen Träger öf-

fentlicher Belange, sowie der Nachbargemeinden gingen Stellungnahmen ein. Die Anre-

gungen und Bedenken der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger 

öffentlicher Belange wurden bei der Aufstellung des Bebauungsplans berücksichtigt und 

z. T. in die Entwurfsunterlagen eingearbeitet. Die teilweise sehr umfangreiche Auswertung 

(Stellungnahmen und Beschlussvorschläge) der eingegangenen Stellungnahmen im Rah-

men der baugesetzlich vorgeschriebenen Beteiligungsverfahren gemäß den §§ 3 und 4 

BauGB an o. g. Bebauungsplan sowie die einzelnen Abwägungen und Abstimmungen des 

Planungsträgers sind in der Abwägungstabelle und in den jeweiligen Sitzungs-Nieder-

schriften dokumentiert. 

4 Berücksichtigung der Umweltbelange und des Artenschutzes 

4.1 Umweltbelange 

In einem entsprechenden Umweltbericht nach § 2 Abs. 4 BauGB wurden die Umweltbe-

lange ermittelt und bewertet. Der Umweltbericht ist ein selbstständiger Bestandteil der Be-

gründung zum Bauleitplan und stellt die Ergebnisse der Prüfung der Eingriffe in Natur und 

Landschaft dar. Das Ergebnis der Prüfung der Umweltbelange wurde in der Abwägung 

berücksichtigt. Des Weiteren wurde ein Fachbeitrag zur speziellen artenschutzrechtlichen 

Prüfung erstellt. 

Die Prüfung der Umweltbelange umfasst insbesondere die Ermittlung und Bewertung um-

weltrelevanter Auswirkungen der Realisierung der Festsetzungen des Bebauungsplans. 

Auf die ausführlichen Erörterungen in dem Umweltbericht und im Fachbeitrag zur speziel-

len artenschutzrechtlichen Prüfung wird hingewiesen. 

Der Umweltbericht beinhaltet die Prüfung und Ermittlung, ob und in welchem Umfang 

Eingriffe in Natur und Landschaft entstehen können. Bei dem Schutzgut Oberflächen-

gewässer und Grundwasser ist das Risiko bei Umsetzung der Planung als gering ein-

zustufen. Es gibt keine Einschränkung der Grundwasserneubildung, sie wird durch die 
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Günlandeinsaat verbessert. Die Entwässerung des Gebietes erfolgt wie bisher ober-

flächig über Gräben. 

Ebenso gering ist das Risiko bei Umsetzung der Planung auf das Schutzgut Klima und 

Luft einzustufen. Die Gesamtverdunstung von der Bodenoberfläche verändert sich, 

wird jedoch durch die Grünlandeinsaat weitgehend ausgeglichen. 

Beim Schutzgut Boden ist die Belastung durch die zusätzliche Versiegelung und 

dadurch bedingte Verlust der Bodenfunktion als gering einzustufen. Auch hier wirkt 

sich die Grünlandeinsaat positiv aus. 

Mit der Umsetzung der Planung verschlechtert sich die Erholungsfunktion für Wande-

rer und Spaziergänger. Das Risiko beim Schutzgut Mensch, Landschaftsbild und land-

schaftsgebundene Erholung ist mittel einzustufen. 

Allerding hoch einzustufen ist das Risiko beim Schutzgut Pflanzen, Tiere und Lebens-

räume. Beeinträchtigt wird das Schutzgut durch die zusätzliche Versiegelung, den Le-

bensraumverlust und die Lebensraumveränderung durch die betriebsbedingte Stö-

rung. 

4.1.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung der Eingriffe 

Es wurden folgende Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung in Bezug auf die 

Umweltschutzgüter festgesetzt: 

- Festsetzungen zur Baufeldfreimachung und zu Gehölzrückschnitten 

- Festsetzungen zur Bauzeitbeschränkung 

- Festsetzungen zur Baufeldbegrenzung 

- Festsetzungen zum Erhalt von Gehölzen 

- Festsetzungen zur Einsaat der privaten Grünflächen 

- Festsetzungen zur Einfriedigung 

- Hinweis Monitoring Feldlerche 

- Hinweis zum Gewässerschutz 

4.1.2 Maßnahmen zum Ausgleich der Eingriffe 

Folgende Maßnahmen wurden zum Ausgleich festgesetzt: 

- Festsetzungen zur Einsaat der privaten Grünflächen. 

- Festsetzungen zu Einsaat unterhalb und zwischen den Modulen. 

- Festsetzung gegebenenfalls CEF-Maßnahme Feldlerche 

- Festsetzung CEF-Maßnahme Zauneidechse 

- Festsetzung Vermeidungsmaßnahme Großer Feuerfalter 
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Die Bilanzierung von Eingriff und Ausgleich erfolgte nach der Ökopunkteverordnung. Die 

Differenz zwischen Eingriff (511.811 Punkte) und der Planung (1.496.796 Punkte) ist po-

sitiv, weitere Maßnahmen sind nicht notwendig. 

Zugeordnete potenzielle Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Plangebietes: 

- Nach Durchführung der Baumaßnahme ist durch ein Monitoring festzustellen, ob 

das betroffenen Feldlerchenrevier aufgegeben wurde. Ist dies der Fall ist die 

folgende geeignete Ausgleichsmaßnahmen durchzuführen:  

Lebensraumoptimierung als Anlage einer mehrjährigen Buntbrache für Feldlerchen 

von 0,1 ha Größe in geeigneter Lage, mindestens 10 m Breite. Als potenzielle Aus-

gleichsfläche ist das Flurstück Nummer 1813 auf Gemarkung Tauberbischofsheim 

vorgesehen.    

Weitere Details können dem Umweltbericht entnommen werden. 

4.2 Artenschutz 

Zur Prüfung der Vollzugsfähigkeit der Planung wurde eine spezielle artenschutzrechtliche 

Prüfung durchgeführt. Der Fachbeitrag ist als Anhang den Bebauungsplanunterlagen bei-

gefügt. Details zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung können dem Fachbeitrag ent-

nommen werden. 

Die artenschutzrechtliche Prüfung beinhaltet die Ermittlung und Darstellung der arten-

schutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Abs.1 i.V.m. Abs. 5 Änderung BNatSchG 

bezüglich der streng geschützten Arten (§ 7 (2) 14 BNatSchG) und der europäischen Vo-

gelarten (§ 7 (2) 12 BNatSchG), die durch das Vorhaben erfüllt werden können. Ebenso 

die Darstellung der naturschutzfachlichen Voraussetzungen für eine Ausnahme von den 

Verboten gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG. 

Pflanzenarten:    

Es liegt kein Verbotstatbestand bezüglich der Pflanzenarten gemäß § 44 Abs.1, Nrn. 

4 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG vor.   

Fledermäuse: 

Im Geltungsbereich sind keine potenziellen Habitatstrukturen vorhanden. Der Geltungs-

bereich kann von Fledermäusen nur als Jagdgebiet genutzt werden. 

Haselmaus: 

Die Haselmaus wurde im Gehölzbestand am Weg zwischen den beiden Teilflächen des 

Geltungsbereiches nachgewiesen. In diesem Bereich sind keine Baumaßnahmen 
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vorgesehen. Zur Vermeidung möglicher Beeinträchtigungen während des Baus der 

Solaranlage wurde folgende Festsetzung unter dem Punkt Baufeldbegrenzung festge-

setzt: 

- Die Gehölzbestände entlang des Feldweges sowie die südlich und östlich an 

die östliche Teilfläche angrenzende Gehölze (Bruthabitat Vögel, Lebensraum 

Haselmaus) sind vor einer Schädigung durch Befahren oder Lagerung von Ma-

schinen oder Baumaterial zu schützen. 

Unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahme können die Auswirkungen der 

Planung als gering eingestuft werden. 

Zauneidechse: 

Eine Zauneidechse wurde im Geltungsbereich an einer Stelle im Nordwesten in einem 

an ein Gebüsch angrenzenden Altgrasstreifen nachgewiesen. 

Um das Risiko des Eintretens von Verbotstatbeständen bei Durchführung der geplan-

ten Baumaßnahmen zu minimieren bzw. um erhebliche Beeinträchtigungen zu 

vermeiden, ist daher folgende CEF- Maßnahme zu berücksichtigen:   

Zur Lebensraumoptimierung für die Zauneidechse sind im Vorfeld der Baumaßnah-

men im westlichen Teil des Geltungsbereichs in besonnter Lage 3 Ersatzhabitate an-

zulegen: 

- Ausheben von Mulden von jeweils ca. 2 m², ca. 0,80 – 1,00 m Tiefe. 

- Verfüllen der Mulden mit Steinen (10 – 40 cm Kantenlänge), bis ca. 50 cm über 

Bodenniveau. 

- Anschütten von Sandhaufen in den südlichen Randbereichen der Mulden. 

- Ausbringen von Totholz, Reisig o. Ä. 

- Der Aushub der Mulden kann an den Nordseiten der Steinhaufen angeschüttet 

werden. 

Das Eintreten eines Verbotstatbestandes gemäß § 44 Abs.1, Nrn. 1 bis 3 i.V.m. 

Abs. 5 BNatSchG bei Durchführung der geplanten Baumaßnahmen kann unter Be-

rücksichtigung der CEF-Maßnahme ausgeschlossen werden.   

Schmetterlinge, Großer Feuerfalter: 

In den Randbereichen der Ackerflächen wurde mit dem Stumpfblättrigen Ampfer und dem 

Krausen Ampfer Wirtspflanzen des Großen Feuerfalters nachgewiesen. Es gab keine Hin-

weise auf ein aktuelles Vorkommen des Falters. Um ein Einwandern vor Baubeginn aus-

zuschließen, wurde folgende Festsetzung aufgenommen: 

- Vor Eingriffsbeginn sind die Ampfer Pflanzen im Geltungsbereich auf ein Vorkom-

men von Entwicklungsstadien des Großen Feuerfalter zu untersuchen (Eier, 
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Raupen, Puppen, Fraßspuren). Sofern Entwicklungsstadien festgestellt werden, 

sind die betroffenen Ampfer Pflanzen auszugraben, an geeigneter Stelle wieder ein-

zupflanzen und bis zum Ende der Entwicklungszeit des Falters zu erhalten. 

Bei Einhaltung der Vermeidungsmaßnahme sind keine erheblichen Beeinträchtigungen 
zu erwarten. Es liegt kein Verbotstatbestand gemäß § 44 Abs.1, Nrn. 1 bis 3 i.V.m. Abs. 5 
BNatSchG vor.   

Vogelarten: 
Im Geltungsbereich wurde als Brutvogelart nur die Feldlerche mit einem Revier fest-

gestellt. Zwar ist eine Nutzung von Freiflächensolaranlagen durch die Feldlerche be-

kannt, der Verlust dieses Reviers durch die geplante Baumaßnahme kann jedoch 

nicht ausgeschlossen werden.    

Für die Arten, die im Geltungsbereich und seinem Umfeld als Nahrungsgäste festge-

stellt wurden, stellen die geplanten Baumaßnahmen aufgrund der im Umfeld vor-

handenen Ausweichmöglichkeiten keine erhebliche Beeinträchtigung dar.  

Zur Vermeidung des Eintretens eines Verbotstatbestandes wurden folgende Vermei-

dungsmaßnahme festgesetzt und sind zu beachten:   

- Die Baumaßnahmen sind außerhalb der Brutzeit der Vögel durchzuführen (Ok-

tober-März).    

- Sollen die Baumaßnahmen während der Brutzeit durchgeführt werden, ist 

im Rahmen einer Umweltbaubegleitung sicherzustellen, dass sich keine 

brütenden Vögel im Geltungsbereich befinden.   

- Der Gehölzbestand entlang des Feldweges zwischen den Teilflächen des Gel-

tungsbereiches ist bei Baumaßnahmen während der Brutzeit der Vögel als Ta-

bufläche zu sichern (Baufeldbegrenzung).    

- Nach Durchführung der Baumaßnahme ist durch ein Monitoring festzustellen, 

ob das betroffenen Feldlerchenrevier aufgegeben wurde. Ist dies der Fall ist 

die folgende geeignete Ausgleichsmaßnahmen durchzuführen: Lebens-

raumoptimierung als Anlage einer mehrjährigen Buntbrache für Feldlerchen von 

0,1 ha Größe in geeigneter Lage, mindestens 10 m Breite. Als potenzielle Aus-

gleichsfläche ist das Flurstück Nummer 1813 auf Gemarkung Tauberbischofs-

heim vorgesehen.    

Mit den geplanten Eingriffen ist für prüfrelevante Vogelarten im Bereich der geplanten 

Baumaßnahmen unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahmen kein Eintreten ei-

nes Verbotstatbestands gemäß § 44 Abs.1, Nrn. 1 bis 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG gegeben.   
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Mit erheblichen Beeinträchtigungen für lokale Population der Vogelarten durch 

die geplanten Baumaßnahmen ist nicht zu rechnen.   

4.2.1 CEF-Maßnahme Zauneidechse 

Zur Lebensraumoptimierung für die Zauneidechse sind im Vorfeld der Baumaßnahmen im 

westlichen Teil des Geltungsbereichs in besonnter Lage 3 Ersatzhabitate anzulegen.  

- Ausheben von Mulden von jeweils ca. 2 m², ca. 0,8 – 1 m Tiefe 

- Verfüllen von Mulden mit Steinen (10 – 30 cm Kantenlänge), bis ca. 30 cm über 

Bodenniveau 

- Anschütten von Sandhaufen in den südlichen Randbereichen der Mulden 

- Ausbringen von Totholz, Reisig o. Ä, 

- Aushub der Gruben an den Nordseiten der Steinhaufen anschütten 

Genauere Angaben sind der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung zu entnehmen. 

4.2.2 CEF- Maßnahmen Feldlerche bei Aufgabe des Feldlerchenreviers 

Zeigt das Monitoring, dass das Feldlerchenrevier aufgegeben wurde, ist der Verlust eines 

Brutreviers der Feldlerche durch Schaffung neuer Brutmöglichkeiten bzw. durch Lebens-

raumoptimierung im Umfeld zu kompensieren durch die Anlage einer mehrjährigen Bunt-

brache von 0,1 ha Größe in geeigneter Lage, mit mindestens 10 m Breite. 

Als potenzielle Ausgleichsfläche ist das Flurstück Nummer 1813 auf Gemarkung Tauber-

bischofsheim vorgesehen. Genauere Angaben sind dem Umweltbericht und der speziellen 

artenschutzrechtlichen Prüfung zu entnehmen. 

5 Geprüfte Planungsalternativen 

Planungsalternativen waren auf Grund des konkreten Planungsanlasses durch den Vor-

habensträger nicht erforderlich. 


